
Suchergebnisse: Neuwahl

26. Juli 1417 – Der Avignoner Gegenpapst Benedikt XIII. wird abgesetzt

Konstanz - Avignon * Der Avignoner Gegenpapst Benedikt XIII., der erst gar nicht zum Konzil von

Konstanz erschienen ist, wird für abgesetzt und sein Papsttum für ungültig erklärt.    Nach der

Absetzung beziehungsweise der Abdankung der drei Päpste ist der Weg frei für eine

Neuwahl. Das in Konstanz versammelte Kardinalskollegium erklärt sich bereit, an der Wahl auch

die Vertreter der Nationen zuzulassen.

22. Dezember 1790 – Kurfürst Carl Theodor verweigert die Bestätigung der Wahlmänner

München * Bei der turnusmäßig vorgenommenen Neuwahl der Stadträte verweigert Kurfürst Carl

Theodor die Bestätigung der Wahlmänner und überträgt bis auf Weiteres die Führung der

magistratischen Geschäfte einer landesherrlichen Kommission. Die Verfasser der Flugschrift

werden lebenslang von den Ratsgeschäften ausgeschlossen. 

10. Juni 1849 – Der Kriegszustand wird über die Pfalz verhängt

München * Bevor das Militär in die Pfalz einmarschiert, macht der Bayernmonarch am 10. Juni

1849 erstmals vom Instrument der Auflösung des Landtags Gebrauch und veranlasst die nötigen

Neuwahlen, die eine für die Regierung günstigere Zusammensetzung der

Abgeordnetenkammer bewirken soll.    Gleichzeitig wird der Kriegszustand über die Pfalz

verhängt. 

12. Juli 1893 – In Bayern finden Landtagswahlen statt

Königreich Bayern * Bei der Neuwahl zum Bayerischen Landtag können zwei neue Parteien in

die Abgeordnetenkammer einziehen.      Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

SPD erhält fünf Mandate,  der Bayerische Bauernbund - BBB stellt sogar neun Abgeordnete.   

Das Zentrum, das aus der Patriotischen Partei hervorgegangen ist, verfügt nur noch über 74

Mandate.      Aufgrund der unterschiedlichen Bestimmungen in Reich, Land und Stadt sind    bei

der Landtagswahl 56.100, hingegen  bei der Reichstagswahl 106.800, und  bei der

Kommunalwahl aber nur 19.292 Münchner wahlberechtigt. 
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14. November 1911 – Prinzregent Luitpold löst den Landtag vorzeitig auf

München-Kreuzviertel * Das Zentrum verweigert die Beratung des Verkehrsetats, weil ihr der

linksliberale Verkehrsminister Heinrich von Frauendorfer zu sozialistenfreundlich ist und dem der

SPD nahestehenden Süddeutschen Eisenbahnerverband ein Streikrecht einräumt.      Das

Zentrum will sich dem Prinzregenten als regierungsfähig darstellen und versucht sich mit einem

scharfen antisozialdemokratischen Kurs zu profilieren. Daraufhin macht Prinzregent Luitpold von

seinem verfassungsmäßigen Recht Gebrauch, löst den Landtag vorzeitig auf und setzt

Neuwahlen an. Die letzte derartige Landtags-Auflösung fand im Jahr 1869 statt.      Bei der

Verkündung dieses Beschlusses in der Abgeordnetenkammer vermerkt das Protokoll „lebhaften

Beifall links und bei den Sozialdemokraten“. 

13. Dezember 1914 – Neuwahl des Münchner Magistrats

München * Der Münchner Magistrat wird gewählt.        Die 20 bürgerlichen

Magistratsräte gehören folgenden Parteien an: Liberale Partei 8, Sozialdemokratische Partei 7,

Zentrum 5.    Die 60 Gemeindebevollmächtigten setzen sich zusammen aus:

Sozialdemokratische Partei 22, Liberale Partei 18, Zentrum 17, Haus- und Grundbesitzer 3.      

Oberbürgermeister bleibt Dr. Wilhelm von Borscht. II. rechtskundiger Bürgermeister wird Dr. Otto

Merkt. Die Wahlperiode dauert drei Jahre.

28. November 1918 – Das Bürgertum wird von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen

München * Ministerpräsident Kurt Eisner betont in der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte, dass „die Grundlage der politischen Macht bis zur endgültigen Nationalversammlung

außer in der Regierung in den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten" besteht.  Die anderen

Bevölkerungskreise werden aufgrund ihrer fachlichen und sachlichen Voraussetzungen zwar

gebraucht, aber politische Macht soll ihnen nicht eingeräumt werden. Das bedeutet, dass Eisner

das Bürgertum - bis zur Neuwahl der Nationalversammlung - von der Mitbestimmung in der Politik

ausschließen will. 

7. Dezember 1918 – Die Kasernenräte sprechen dem Soldatenrat das Misstrauen aus

München-Ludwigsvorstadt * Im Gewerkschaftshaus in der Pestalozzistraße tagen die

Kasernenräte.         Sie verurteilen die nächtliche Demonstration vom Vortag.     Dem
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Soldatenrat sprechen sie ihr Misstrauen aus, weil von den 15 Mitgliedern, die der Soldatenrat in

den Nationalrat entsendet, acht befinden, die nicht gewählt worden sind, sondern sich in der

Revolutionsnacht selbst dazu ernannt haben. [Darunter: Felix Fechenbach, Fritz Schröder und

Fritz Sauber].        In der Folge tritt der Soldatenrat zurück und leitet Neuwahlen ein. 

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier

München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

28. April 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte wählen einen neuen Aktionsausschuss

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus treffen sich die Betriebs- und Soldatenräte zur

endgültigen Neuwahl des Aktionsausschusses. Lediglich gewählte Betriebsräte sind zugelassen.

Der als Mitglied der Pressekommission anwesende Gustav Landauer muss den Saal verlassen.   

   Ernst Toller erklärt, dass sich der gestrige Beschluss der Betriebsräte nicht gegen die KPD

allgemein richtet, sondern gegen Einzelpersonen, die zufällig der KPD angehören.    Gustav

Klingelhöfer betont in seinem Redebeitrag, dass er sich nur gegen die diktatorischen Maßnahmen

einzelner Führer wendet und nicht gegen die KPD insgesamt.      Anschließend wird ein

zwanzigköpfiger Aktionsausschuss gewählt, der aus 15 Betriebsräten und fünf Soldatenräten

besteht. Unter ihnen ist kein Kommunist. Ernst Toller, Gustav Klingelhöfer und Rudolf Egelhofer

kandidieren nicht für dieses Gremium. 

17. Dezember 1982 – Auf vorgezogene Neuwahlen verständigt

Bonn - Bundesrepublik Deutschland * Durch eine bewusst verlorene Vertrauensfrage werden

Neuwahlen für den Deutschen Bundestag ausgelöst. CDU/CSU und FDP hatten sich schon zuvor

auf die Durchführung von vorgezogenen Neuwahlen verständigt. 
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